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162. Bundesgesetz: 18. Kraftfahrgesetz-Novelle

(NR: GP XIX IA 122/A und IA 116/A AB 93 S. 21. BR: AB 4989 S. 596.)

162. Bundesgesetz, mit dem das Kraftfahrgesetz 1967 geändert wird (18. KFG-Novelle)
Der Nationalrat hat beschlossen:
Das Kraftfahrgesetz 1967, BGBl. Nr. 267, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 7437

1994, wird wie folgt geändert:
1. §4 Abs. 7a lautet:
„(7a) Bei Kraftwagen mit Anhängern darf die Summe der Gesamtgewichte sowie die Summe der

Achslasten 38 000 kg, im Vorlauf- und Nachlaufverkehr mit kranbaren Sattelanhängern 39 000 kg und
mit Containern und Wechselaufbauten 42 000 kg nicht überschreiten. Die größte Länge von Kraftwa-
gen mit Anhängern darf 18,35 m, von Sattelkraftfahrzeugen jedoch 16,5 m nicht überschreiten."

2. Im § 66 Abs. 2 entfällt am Ende der lit. g das Wort „oder" und es wird der Punkt am Ende der lit. h
durch „oder" ersetzt und folgende lit. i angefügt:

,,i) im Ortsgebiet die jeweils zulässige Höchstgeschwindigkeit um.mehr als 40km/h überschritten
hat oder außerhalb des Ortsgebiets die jeweils zulässige Höchstgeschwindigkeit um mehr als
50 km/h überschritten hat und die Überschreitung mit einem technischen Hilfsmittel festge-
stellt wurde."

3. §73 Abs. 3 lautet:
„(3) Im Falle der erstmaligen Begehung einer Übertretung im Sinne des § 66 Abs. 2 lit. e, sofern die

Person bei Begehung dieser Übertretung nicht einen Verkehrsunfall verschuldet hat, ist die in Abs. 2
angeführte Zeit mit vier Wochen festzusetzen. Dies gilt auch hinsichtlich einer neuerlichen Begehung
einer Übertretung im Sinne des § 66 Abs. 2 lit. e, jedoch nur, wenn die Strafe einer früheren derartigen
Übertretung im Zeitpunkt der Einleitung des Verfahrens in erster Instanz getilgt ist. Bei der erstmali-
gen Begehung einer Übertretung im Sinne des § 66 Abs. 2 lit. i, sofern die Übertretung nicht unter
besonders gefährlichen Verhältnissen oder mit besonderer Rücksichtslosigkeit gegenüber anderen
Straßenbenützern begangen worden ist, ist die im Abs. 2 angeführte Zeit mit zwei Wochen, bei der
zweiten Begehung einer solchen Übertretung mit sechs Wochen festzusetzen; eine Entziehung der Len-
kerberechtigung auf Grund des § 66 Abs. 2 lit. i darf erst ausgesprochen werden, wenn das Strafverfah-
ren wegen der Geschwindigkeitsübertretung in erster Instanz durch Strafbescheid abgeschlossen ist."

4. § 101 Abs. l Ut. a lautet:
,,a) das höchste zulässige Gesamtgewicht, die höchsten zulässigen Achslasten und die größte Breite

des Fahrzeuges sowie die Summe der höchsten zulässigen Gesamtgewichte eines Kraftfahrzeu-
ges mit Anhänger, bei Sattelkraftfahrzeugen abzüglich der größeren der höchsten zulässigen
Sattellasten beider Fahrzeuge, wenn diese gleich sind, einer dieser Sattellasten, durch die Bela-
dung nicht überschritten werden,"

5. In § 101 Abs. 5 wird die Wortfolge „der höchsten zulässigen Gesamtgewichte" geändert in „der
Gesamtgewichte"

6. Nach § 102 Abs. 10 werden folgende Abs. 10a, 10b und 10c eingefügt:
„(10a) Ab 1. Jänner 1996 hat der Lenker eines
1. Lastkraftwagens,
2. Sattelzugfahrzeuges,
3. Spezialkraftwagens, ausgenommen Wohnmobile,
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4. Sonderkraftfahrzeuges, oder
5. einer selbstfahrenden Arbeitsmaschine mit einer Bauartgeschwindigkeit von mehr als 60 km/h,

jeweils mit einem höchsten zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 3 500 kg dafür zu sorgen, daß an der
Rückseite des Fahrzeuges eine von hinten sichtbare gelbe reflektierende Warntafel mit rotem, fluores-
zierenden Rand annähernd lotrecht und senkrecht zur Längsmittelebene angebracht ist. Werden mit
den genannten Fahrzeugen Anhänger gezogen, so hat der Lenker diese Warntafel an der Rückseite
des Anhängers anzubringen. Durch Verordnung des Bundesministers für öffentliche Wirtschaft und
Verkehr sind die näheren Bestimmungen hinsichtlich der genannten reflektierenden Warntafel oder
gleichwertiger Warneinrichtungen im Sinne des Abs. 10c, wie insbesondere die Abmessungen, Ausge-
staltung, Rückstrahlwirkung festzulegen.

(10b) Die Bestimmungen des Abs. 10a gelten nicht für:
1. Fahrzeuge, die zur Verwendung im Bereich des öffentlichen Sicherheitsdienstes bestimmt sind,
2. Heeresfahrzeuge,
3. Feuerwehrfahrzeuge,
4. Abschleppfahrzeuge,
5. Fahrzeuge, die zur Müllabfuhr verwendet werden,
6. Fahrzeuge, die Bootsanhänger ziehen.
(10c) Die Anbringung der reflektierenden Warntafel gemäß Abs. 10a ist nicht erforderlich, wenn

an der Rückseite des Fahrzeuges
1. die gelb-rote Warneinrichtung, die der ECE-Regelung Nr. 70 zu entsprechen hat, oder
2. gelb-rote Folien, die hinsichtlich des Signalbildes und der Rückstrahlwirkung den Vorgaben der

ECE-Regelung Nr. 70 gleichwertig sind, angebracht sind."
7 § 103 Abs. l Z 2 hat zu lauten:

„2. hat bei Kraftfahrzeugen dafür zu sorgen, daß für Fahrten das im § 102 Abs. 10 angeführte Ver-
bandzeug, bei mehrspurigen Kraftfahrzeugen eine Warneinrichtung sowie bei den in §102
Abs. 10a genannten Fahrzeugen außer in den Fällen des § 102 Abs. 10b und Abs. 10c auch
die erforderliche reflektierende Warntafel im Sirine des § 102 Abs. 10a bereitgestellt ist;"

8. In §104 Abs. 9 wird die Wortfolge „der höchsten zulässigen Gesamtgewichte" geändert in „der
Gesamtgewichte"
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